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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Wiesbaden
Sachgebiet Asylbewerberleistungsgesetz
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 35 AY 21/24 ER
Datum 25.07.2024

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AY 19/24 B ER
Datum 15.09.2024

3. Instanz

Datum -

Der Antrag wird abgelehnt. Â 
Â 
Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten. Â 
Â 
Der Antrag auf Prozesskostenhilfe wird abgelehnt. Â 

G r Ã¼ n d eÂ 

I. Â 

Der Antragsteller wendet sich gegen eine KÃ¼rzung von Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).Â 

Der Antragsteller ist afghanischer StaatsangehÃ¶riger. Er reiste am 26.09.2022 in
die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte am 21.11.2022 einen Asylantrag.
Mit Bescheid des RegierungsprÃ¤sidiums Darmstadt vom 28.11.2022 wurde der
Antragsteller dem Antragsgegner und dort in einer Gemeinschaftsunterkunft
zugewiesen. Mit Beschied vom 29.11.2022 bewilligte der Antragsteller ihm fÃ¼r die
Zeit vom 28.11.2022 bis zum 31.05.2023 Leistungen nach Â§Â§ 3, 3a AsylbLG unter
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BerÃ¼cksichtigung eines Regelbedarfssatzes von 330,00 Euro. Â 

Am 28.11.2022 wurde ein Ã�bernahmeersuchen nach der Dublin-III-VO an Kroatien
gerichtet. Die kroatischen BehÃ¶rden erklÃ¤rten mit Schreiben vom 27.01.2023 ihre
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Bearbeitung des Asylantrages gem. Art. 13 Abs. 1 Dublin-lll-
VO. Mit Bescheid vom 24.02.2023 lehnte das Bundesamt fÃ¼r Migration und
FlÃ¼chtlinge (BAMF) den Asylantrag des Antragstellers als unzulÃ¤ssig ab und
ordnete seine Abschiebung nach Kroatien an. Gegen diesen Bescheid erhob der
Antragsteller Klage zum Verwaltungsgericht Wiesbaden und stellte gleichzeitig
einen Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung seiner Klage gem. Â§ 80
Abs. 7 VwGO. Den Antrag lehnte das zustÃ¤ndige Verwaltungsgericht Wiesbaden
mit Beschluss vom 07.12.2023 ab. Gleichzeitig stellte das Gericht fest, dass der
Antragsteller zum Zeitpunkt einer Ã�berstellungsmaÃ�nahme am 21.08.2023
flÃ¼chtig gewesen war und sich die Ã�berstellungsfrist gemÃ¤Ã� Art. 29 Abs. 2
Satz 2 Dublin-III-VO auf 18 Monate und damit bis zum 21.09.2024 verlÃ¤ngerte.Â 

Mit Bescheid vom 22.05.2024 bewilligte der Antragsgegner dem Antragsteller nur
noch eingeschrÃ¤nkte Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 01.06.2024 bis zum
31.11.2024. Der Antragsteller erfÃ¼lle die Voraussetzungen der
AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG, ab Juni 2024 seien ihm
deswegen nur noch Leistungen zur Deckung seines Bedarfes fÃ¼r ErnÃ¤hrung und
KÃ¶rper- und Gesundheitspflege zu gewÃ¤hren. Nach dem den Bescheid
beigefÃ¼gten Berechnungsbogen fÃ¼r den Monat Juni 2024
zahlte der Antragsgegner ausgehend von einem Regelbedarf i. H. v. 460,00 Euro
abzÃ¼glich der KÃ¼rzung nach Â§ 1a AsylbLG i. H. v. 204,00 Euro Leistungen i. H.
v. 256,00 Euro.Â 

Am 07.06.2024 legte der Antragsteller, vertreten durch seinen
ProzessbevollmÃ¤chtigten, gegen den Bescheid vom 22.05.2024 Widerspruch ein.
Ã�ber diesen ist, soweit ersichtlich, bis heute nicht entschieden worden. Â 

Am 17.06.2024 hat er einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung beim
Sozialgericht Wiesbaden gestellt. Â 

Er ist der Ansicht, die AnspruchseinschrÃ¤nkung des Â§ 1a Abs. 7 AsylbLG sei
verfassungs- und europarechtswidrig. Aufgrund der KÃ¼rzung des Regelbedarfes
um mehr als 30% sei die Norm nicht mit der verfassungsrechtlich garantierten
MenschenwÃ¼rde zu vereinbaren. Â 

Der Antragteller beantragt (wÃ¶rtlich), Â 
den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller ab dem Tag der vorliegenden Antragstellung vorlÃ¤ufig bzw. bis zur
Entscheidung im Hauptsacheverfahren, dem am 07.06.2024 eingeleiteten
Widerspruchsverfahren, bei ZurÃ¼ckweisung des Widerspruchs und
anschlieÃ�ender fristgerechter Klageerhebung gegen den insoweit zu erteilenden
Widerspruchsbescheid darÃ¼ber hinaus, lÃ¤ngstens jedoch solange der
Antragsteller von dem Antragsgegner Leistungen nach dem AsylbLG erhÃ¤lt,
Leistungen nach Â§ 3, 3a AsylbLG in HÃ¶he der Regelbedarfsstufe 1 zu
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gewÃ¤hren.Â 

Der Antragsgegner beantragt, Â 
den Antrag abzulehnen. Â 

Er ist der Ansicht, die AnspruchseinschrÃ¤nkung ergÃ¤be sich aus Â§ 1a Abs. 7
AsylbLG und genÃ¼ge den gesetzlichen Voraussetzungen. Die
verfassungsrechtlichen Bedenken des Antragstellers hinsichtlich dieser
ErmÃ¤chtigungsgrundlage teile der Antragsgegner nicht. Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte sowie die Verwaltungsakte des Antragsgegners Bezug genommen.Â 
Â 

II. Â 

Der zulÃ¤ssige Antrag ist unbegrÃ¼ndet. Â 

Nach Â§ 86 b Abs. 2 S. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann das Gericht auf
Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen,
wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden
Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder
wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte (Sicherungsanordnung). Einstweilige
Anordnungen sind nach Satz 2 dieser Bestimmung auch zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Bildet ein Leistungsbegehren des Antragstellers den
Hintergrund fÃ¼r den begehrten einstweiligen Rechtsschutz, ist dieser
grundsÃ¤tzlich im Wege der Regelungsanordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2
SGG zu gewÃ¤hren. Danach muss die einstweilige Anordnung erforderlich sein, um
einen wesentlichen Nachteil fÃ¼r den Antragsteller abzuwenden. Ein solcher
Nachteil ist nur anzunehmen, wenn einerseits dem Antragsteller gegenÃ¼ber dem
Antragsgegner ein materiell-rechtlicher Leistungsanspruch in der Hauptsache
zusteht (Anordnungsanspruch) und es ihm andererseits nicht zuzumuten ist, die
Entscheidung Ã¼ber den Anspruch in der Hauptsache abzuwarten
(Anordnungsgrund). Das Abwarten einer Entscheidung in der Hauptsache darf nicht
mit wesentlichen Nachteilen verbunden sein. Es muss daher eine dringliche Notlage
vorliegen, die eine sofortige Entscheidung erfordert (LSG Hessen, Beschluss vom
18.06.2008, Az.: L 6 AS 41/08 B ER). Eine solche Notlage ist vor allem bei einer
GefÃ¤hrdung der Existenz oder erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen zu bejahen
(Keller in: Meyer-Ladewig, SGG, 14. Auflage 2023, Â§ 86 b, Rn. 28). Â 

Anordnungsanspruch und Â Â  Â Anordnungsgrund stehen dabei in einer
Wechselbeziehung zueinander, nach der die Anforderungen an den
Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des
drohenden Nachteils zu verringern sind und umgekehrt. Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund bilden aufgrund ihres funktionalen Zusammenhangs ein
bewegliches System (LSG Hessen, a. a. O.). WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache
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offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist der Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist.
WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so
vermindern sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund, auch wenn in diesem
Fall nicht gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet werden kann (LSG
Hessen, a. a. O.). Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine
vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich
ist, ist im Wege einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden. Soweit existenzsichernde
Leistungen im Streit stehen und schwere und unzumutbare, anders nicht
abwendbare BeeintrÃ¤chtigungen entstehen kÃ¶nnen, die durch das
Hauptsacheverfahren nicht beseitigt werden kÃ¶nnen, darf die Sach- und
Rechtslage nicht nur summarisch, sondern muss abschlieÃ�end geprÃ¼ft werden.Â 

Ist dem Gericht in derartigen FÃ¤llen eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und
Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich, so ist ebenfalls anhand einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, wobei allerdings die grundrechtlichen Belange
des Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung einzustellen sind (BVerfG,
Beschluss vom 12.05.2005, NVwZ 2005, 927-929).Â 

Gemessen an diesen Anforderungen konnte der vorliegende Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung keinen Erfolg haben, da der Antragsteller das Vorliegen
des Anordnungsgrundes nicht glaubhaft gemacht hat.Â 

Allein der Umstand, dass existenzsichernde Leistungen betroffen sind, genÃ¼gt
nicht, um das Vorliegen eines Anordnungsgrundes zu bejahen. Vielmehr mÃ¼ssen
durch eine spÃ¤tere Entscheidung nicht mehr korrigierbare, irreparable SchÃ¤den
drohen (BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 01.10.2020, Az.: 1 BvR 1106/20;
Hess. LSG, Beschluss vom 20.12.2022, Az.: L 4 AY 28/22 B ER und vom 29.05.2024,
Az.: L 4 AY 4/24 B ER). Dazu ist vorliegend nichts vorgetragen worden. Der
Antragteller hat lediglich ausgefÃ¼hrt, dass die Unterdeckung seines
Existenzminimums das Vorliegen des Anordnungsgrundes rechtfertigen wÃ¼rde.
Welche konkreten erheblichen wirtschaftlichen Nachteile dem Antragsteller durch
die hier vorliegende KÃ¼rzung von Leistung i. H. v. 460,00 Euro um 204,00 Euro
und damit um ca. 44% drohen, ist weder vorgetragen worden noch sonst
ersichtlich. Dem Antragsteller ist daher zuzumuten, die Entscheidung in der
Hauptsache abzuwarten. Â 

Mangels Erfolgsaussichten des Begehrens war auch der Antrag auf GewÃ¤hrung
von Prozesskostenhilfe abzulehnen, Â§Â§ 73a SGG, 114 ZPO.Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.Â 
Â 
Â 
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